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St.M. IV D - 96 e/42.

Prag, den 31. August 1943.
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Herrn General Reinefarth.
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Die dort. Vorlage vom 26.8.d.Js. - ohne Zeichen in

Sachen Oberregierungsrat Staehly hat dem Herrn Staats-

minister vorgelegen. Der Herr Staatsminister ist nicht

geneigt, dem von Staehly gemachten Vorschlage zu ent-

sprechen. Hieraus ergibt sich, daß die Abordnung nach

Berlin durchgeführt werden muß. Hingegen ist der Herr

Staatsminister bereit, aus seinen Mitteln Staehly einen

Betrag von RM 3.300.-- als einmalige Beihilfe zur Ver-

fügung zu stellen. Ein entsprechender Scheck zur Weiter-

leitung an Staehly ist angeschlossen. Ich bitte um die

entspreahende Unterrichtung von Staehly und die Über-

sendung einer Bescheinigung, in der er den Empfang des

Betrages quittiert.
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Der Generalinspekteur der Verwaltung

Prag, den 26. August 1943

üco des Staa'sfek atürs

Herrn

bein Reidisprotektoc

Staatsminister H-Obergruppenführer

in Böhmen und Mähren.

Frank.

Eing.: 27. AUG. 1943

Betrifft: Oberregierungsrat Dr.Dr. S t a e h l y .

Ich habe Dr. Staehly weisungsgemäss eröffnet, dass

die Entscheidung über seine Rückberufung nach Berlin gefallen

sei und er in seiner Angelegenheit nicht mehr empfangen wird.

Gleichzeitig habe ich auftragsgemäss Dr. Staehly mitgeteilt,

dass Sie, Obergruppenführer, gewillt sind, etwaige durch die

Krankheit seiner Familie entstandene Schulden bereinigen zu

helfen. Dr. Staehly erklärte, dass er bisher Schulden noch

nicht habe zu machen brauchen, aber die hohen Unkosten der

Behandlung seiner Frau und seines Kindes nicht mehr decken

könne, wenn er von hier wegkäme und seine Zulage als Präsi-

dialchef in Höhe von RM 200,-- und die Protektoratszulage

in Höhe von RM 75,-- verliere.

Dr. Staehly bat a

um Entscheidung über folger

Seine Abordnung r

sondern seine Uk.-Stellung

ist Jahrgang l905 und Leutr

bleiben die Aufwandsentsch

Protektoratszulage besteher

Ich bitte um Ents
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Abteilung Justiz

Prag, den

Büro d? taaisfek etürs

Herrn

b- 1l chsproiek.o.

in Böhm  und Mähren.

Ministerialrat Dr. G i e s

Eing.:

4. AUG. 1943

im

Hause

Betrifft: Oberregierungsrat Dr. Staehly.

Die Ermittlungen gegen Dr. Staehly haben zu folgendem Ergebnis

geführt:

1.) Dr. Staehly hat in 2 Reisekostenrechnungen die Zeitpunkte des

jeweiligen Antritts der Reisen von Prag nach Berlin unrichtig

angegeben und verschwiegen, dass ein Urlaub unmittelbar voraus-

gegangen war . Hierdurch hat er Ersatz der Reisekostenrechnungen

zu Unrecht erlangt.

Ein dritter Fall liegt zweifelhaft.

2.) Am 18. 12. 1942 hat Dr. Staehly eine Dienstreise mit der Begrün-

dungsangabe:"Besichtigung von Betrieben" auf Kosten der autonomen

Verwaltung vorgenommen, während er in Wirklichkeit an einer Jagd

teilgenommen hat.

Es besteht darüber hinaus der Verdacht weiterer Ungenauig-

keiten bei der Vornahme von Dienstreisen sowie der weitere Verdacht

der unbefugten Benutzung von Kraftfahrzeugen.
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